
DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 679/2011 DER KOMMISSION 

vom 14. Juli 2011 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates über die Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 

(ELER) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 
20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 91, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 wurde ein ein­
ziger rechtlicher Rahmen für die Förderung der Entwick­
lung des ländlichen Raums in der Union durch den Eu­
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) geschaffen. Dieser Rechtsrah­
men wurde durch Durchführungsbestimmungen ergänzt, 
die mit der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kom­
mission ( 2 ) erlassen wurden. Angesichts der bisherigen 
Erfahrungen und der Probleme, die bei der Durchführung 
der Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum 
aufgetreten sind, ist die genannte Verordnung in einigen 
Punkten zu ändern und durch zusätzliche Durchfüh­
rungsbestimmungen zu ergänzen. 

(2) Es ist möglich, dass Maßnahmen zur Erzeugung erneuer­
barer Energien in landwirtschaftlichen Betrieben gemäß 
Artikel 26 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 nicht 
unter Artikel 42 des Vertrags fallen. Um sicherzustellen, 
dass die Vorschriften für staatliche Beihilfen im Agrarsek­
tor eingehalten werden, ist eine Sonderbestimmung für 
Investitionen in die Erzeugung erneuerbarer Energien in 
landwirtschaftlichen Betrieben festzulegen. 

(3) Gemäß Artikel 27 Absatz 12 der Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006 kann eine Anpassung der Agrarumwelt- 
oder Tierschutzverpflichtungen in der Verlängerung der 
Laufzeit der Verpflichtung bestehen. Um Überschneidun­
gen mit dem folgenden Programmplanungszeitraum zu 
vermeiden, sollte diese Anpassung am Ende des Prä­
mienzeitraums auslaufen, auf den sich die Zahlungs­
anträge für 2013 beziehen. 

(4) Gemäß Artikel 47 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 
sind Waldumweltverpflichtungen in der Regel für einen 
Zeitraum von fünf bis sieben Jahren einzugehen. Um zu 
verhindern, dass sich verlängerte Verpflichtungen mit 
dem folgenden Programmplanungszeitraum überschnei­
den, ist vorzusehen, dass die Mitgliedstaaten eine Verlän­

gerung solcher Verpflichtungen bis zum Ende des Prä­
mienzeitraums gestatten können, auf den sich die Zah­
lungsanträge für 2013 beziehen. 

(5) Gemäß Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 1698/2005 müssen die Wirtschafts- und Sozial­
partner sowie andere Vertreter der Zivilgesellschaft auf 
der Ebene der Entscheidungsfindung der lokalen Aktions­
gruppe mindestens 50 % der lokalen Partnerschaft stellen. 
Um zu verhindern, dass der öffentliche Sektor die Ent­
scheidungsfindung dominiert, sollten die Mitgliedstaaten 
sicherstellen, dass die lokalen Aktionsgruppen diesen 
Mindestprozentsatz auch bei den Abstimmungen einhal­
ten. Außerdem sollte gewährleistet sein, dass die Projekt­
träger keinen Einfluss auf die Entscheidung über die Pro­
jektauswahl nehmen können. Es sind daher wirksame 
Schutzvorkehrungen zu treffen, um Interessenkonflikte 
bei der Bewertung von Projektvorschlägen und der Ab­
stimmung darüber zu vermeiden. Die Transparenz der 
Entscheidungsfindung sollte auch durch eine angemes­
sene Sichtbarkeit gewährleistet werden. 

(6) Gemäß Artikel 38 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006 können für die laufenden Kosten lokaler 
Aktionsgruppen Vorschüsse gezahlt werden. Wie sich er­
wiesen hat, sollte es zur Deckung des Liquiditätsbedarfs 
der lokalen Aktionsgruppen auch möglich sein, Vor­
schüsse für die Kosten der Kompetenzentwicklung und 
Sensibilisierung in dem betreffenden Gebiet gemäß 
Artikel 63 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 zu zahlen. 

(7) Gemäß Artikel 44 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006 können die Mitgliedstaaten besondere 
Maßnahmen ergreifen, um zu vermeiden, dass gering­
fügige Änderungen der betrieblichen Situation mit Blick 
auf die eingegangenen Verpflichtungen zu unangemesse­
nen Ergebnissen führen, wie in Bezug auf die Pflicht des 
Begünstigten, die Beihilfe zurückzuzahlen, wenn eine 
Verpflichtung von dem Übernehmer eines Teils des Be­
triebs nicht übernommen wird. Zur Gewährleistung der 
Rechtssicherheit sollte definiert werden, was als gering­
fügige Änderung im Falle der Verringerung der Betriebs­
fläche anzusehen ist. 

(8) Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 sieht 
eine Revisionsklausel für die Fälle vor, in denen die Grun­
danforderungen für bestimmte Maßnahmen geändert 
werden. Eine Revisionsklausel sollte auch für den Fall 
vorgesehen werden, dass die Laufzeit einer neuen, für 
einen Zeitraum von fünf bis sieben Jahren eingegangenen 
Agrarumwelt-, Tierschutz- oder Waldumweltverpflich­
tung über das Ende des laufenden Programmplanungs­
zeitraums hinausgeht, um Unstimmigkeiten mit dem 
für die Zeit nach dem laufenden Programmplanungszeit­
raum festzulegenden rechtlichen und politischen Rahmen 
zu vermeiden.
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( 1 ) ABl. L 277 vom 21.10.2005, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 368 vom 23.12.2006, S. 15.



(9) Zur Klarstellung der Anwendung von Artikel 52 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 ist für 
die finanztechnischen Maßnahmen festzulegen, auf wel­
cher Grundlage der Kofinanzierungssatz angewendet 
wird. 

(10) Was den Garantiefonds im Rahmen von finanzierungs­
technischen Maßnahmen gemäß Kapitel IV Abschnitt 1 
Unterabschnitt 3 der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 
anbelangt, so ist mit Blick auf eine möglicht effiziente 
Verwendung der EU-Mittel die Methode zur Berechnung 
der zuschussfähigen Ausgaben der Vorhaben im Zusam­
menhang mit solchen Interventionen genauer zu be­
schreiben. 

(11) Unter Anerkennung der Besonderheiten der ländlichen 
Entwicklung, die im Wesentlichen mit der geringen 
Größe der unterstützten Vorhaben zusammenhängen, 
muss im Hinblick auf eine optimale Hebelwirkung des 
Finanzierungsinstruments präzisiert werden, wie die fi­
nanziellen Mittel, die während des Programmplanungs­
zeitraums in das finanzierungstechnische Vorhaben zu­
rückgeführt werden, wiederzuverwenden sind, und zu 
unterscheiden zwischen dieser Verwendung der Mittel 
während des Programmplanungszeitraums und der Wie­
derwendung der Mittel nach Ablauf der Förderfähigkeit 
des Entwicklungsprogramms für den ländlichen Raum. 

(12) Angesichts der Art einiger forstwirtschaftlicher Investitio­
nen und der Tatsache, dass die Zahlungen in einigen 
Fällen flächenbezogen sein können, sollte es möglich 
sein, zur Berechnung der Höhe der Beihilfe für die Maß­
nahme gemäß Artikel 27 der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 Standardkosten anstelle des auf Rech­
nungsstellung basierenden Systems heranzuziehen. 
Artikel 53 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006 ist daher entsprechend anzupassen. 

(13) In Artikel 54 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006 sind die Bedingungen festgelegt, unter 
denen Sachleistungen als zuschussfähige Ausgaben ange­
sehen werden können. Aufgrund der derzeitigen Fassung 
von Artikel 54 Absatz 1 sind Beiträge in Form von Sach­
leistungen nur bei Investitionsvorhaben zuschussfähig. 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass diese Bedingung für 
eine wirksame Durchführung der Maßnahmen zu restrik­
tiv ist. Daher ist vorzusehen, dass Beiträge in Form von 
Sachleistungen für alle Arten von Vorhaben zuschuss­
fähig sein können. 

(14) Artikel 55 der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 enthält 
eine Reihe von Bestimmungen, mit denen die zuschuss­
fähigen Ausgaben bei Investitionen abgegrenzt werden. 
Um die Durchführung dieses Artikels weiter zu klar­
zustellen, sollte der Erwerb von Zahlungsansprüchen aus­
drücklich von der Zuschussfähigkeit ausgenommen wer­
den. Auch ist zu präzisieren, dass Ersatzinvestitionen 
zum Wiederaufbau des landwirtschaftlichen Potenzials 
nach Naturkatastrophen naturgemäß zuschussfähige Aus­
gaben sind. 

(15) Um die Wirkung von Vorschusszahlungen im Rahmen 
der derzeitigen finanziellen Krise zu verstärken und der 
besonderen Rolle der Regionalbehörden bei der Umset­
zung der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums 
Rechnung zu tragen, sollten auch die Regionalbehörden 
Zugang zu den in Artikel 56 der Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006 vorgesehenen Vorschusszahlungen ha­
ben. 

(16) Um die Abwicklung der Investitionsvorhaben in der der­
zeitigen wirtschaftlichen und finanziellen Krise zu erleich­
tern, wurde der Höchstbetrag für Vorschusszahlungen für 
Investitionsmaßnahmen in den Jahren 2009 und 2010 
auf 50 % angehoben. Um den anhaltenden negativen 
Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise Rech­
nung zu tragen, sollte diese höhere Obergrenze bis 
zum Ende des Programmplanungszeitraums beibehalten 
werden. Damit die Kontinuität der Durchführung der 
Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum zwi­
schen Ende 2010 und dem Inkrafttreten der vorliegenden 
Verordnung gewährleistet ist, sollte die betreffende Be­
stimmung rückwirkend ab dem 1. Januar 2011 gelten. 

(17) Zur Berücksichtigung der relativ geringen Größe von Pro­
jekten zur Entwicklung des ländlichen Raums und der 
Schwierigkeiten für solche Projekte, Banksicherheiten für 
Vorschusszahlungen zu erhalten, sollten Vorkehrungen 
getroffen werden, damit solche Sicherheiten durch be­
hördliche Bürgschaften ersetzt werden können. 

(18) Im Hinblick auf eine optimale Verwendung der Vor­
schüsse sollte es der zuständigen Zahlstelle überlassen 
sein, festzulegen, wann die Sicherheiten freigegeben wer­
den. 

(19) Die Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(20) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die Ent­
wicklung des ländlichen Raums — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 wird wie folgt geändert: 

1. Folgender Artikel 16a wird eingefügt: 

„Artikel 16a 

Für die Anwendung von Artikel 26 der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 kommen bei Investitionen zur Erzeugung 
von Wärme und/oder Strom aus erneuerbaren Energieträ­
gern in landwirtschaftlichen Betrieben die Anlagen zur Er­
zeugung erneuerbarer Energien nur dann für eine Beihilfe in 
Betracht, wenn ihre Produktionskapazität nicht größer ist 
als die Menge Wärme und Strom zusammengenommen, die 
der landwirtschaftliche Betrieb samt seinem Haushalt jähr­
lich im Durchschnitt verbraucht.
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Bei Investitionen zur Herstellung von Biokraftstoffen im 
Sinne der Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates (*) in landwirtschaftlichen Betrieben 
kommen die Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien 
nur dann für eine Beihilfe in Betracht, wenn ihre Produk­
tionskapazität nicht größer ist als die Kraftstoffmenge, die 
der landwirtschaftliche Betrieb jährlich im Durchschnitt ver­
braucht. 

___________ 
(*) ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 16.“ 

2. Artikel 27 Absatz 12 Unterabsatz 2 erhält folgende Fas­
sung: 

„Solche Anpassungen können auch in der Verlängerung der 
Laufzeit der Verpflichtung bestehen. Die Verlängerung kann 
nicht über das Ende des Zeitraums hinausgehen, auf den 
sich die Zahlungsanträge für 2013 beziehen.“ 

3. Folgender Artikel 32a wird eingefügt: 

„Artikel 32a 

Für die Anwendung von Artikel 47 der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 können die Mitgliedstaaten eine Verlänge­
rung von Waldumweltverpflichtungen bis zum Ende des 
Zeitraums gestatten, auf den sich die Zahlungsanträge für 
2013 beziehen.“ 

4. Dem Artikel 37 wird folgender Absatz angefügt: 

„(5) Für die Anwendung von Artikel 62 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 erfolgt die Entscheidung 
über die Auswahl von Projekten durch Abstimmung des 
jeweiligen Entscheidungsgremiums der lokalen Aktions­
gruppen, wobei die Wirtschafts- und Sozialpartner sowie 
andere Vertreter der Zivilgesellschaft gemäß Artikel 62 
Absatz 1 Buchstabe b der genannten Verordnung mindes­
tens 50 % der abgegebenen Stimmen stellen müssen. Bei 
der Entscheidungsfindung über die Projektauswahl sind ge­
eignete Vorschriften zur Gewährleistung der Transparenz 
und zur Vermeidung von Interessenkonflikten einzuhalten.“ 

5. Artikel 38 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Mitgliedstaaten können lokalen Aktionsgruppen 
auf Antrag einen Vorschuss zahlen. Die Höhe der Vor­
schüsse darf 20 % der öffentlichen Beihilfen für die Kosten 
gemäß Artikel 63 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 nicht überschreiten, und die Auszahlung 
der Vorschüsse ist an die Leistung einer Banksicherheit 
oder einer gleichwertigen Sicherheit gebunden, die 110 % 
der Höhe des Vorschusses entspricht. Die Sicherheit wird 
spätestens am Tag des Abschlusses der lokalen Entwick­
lungsstrategie freigegeben. 

Artikel 24 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 65/2011 der 
Kommission (*) gilt nicht für Auszahlungen gemäß 
Unterabsatz 1. 

___________ 
(*) ABl. L 25 vom 28.1.2011, S. 8.“ 

6. Dem Artikel 44 Absatz 3 wird folgender Unterabsatz an­
gefügt: 

„Für die Anwendung von Unterabsatz 1 gilt eine Verringe­
rung der Betriebsfläche um bis zu 10 % der von der Ver­
pflichtung betroffenen Fläche als geringfügige Änderung.“ 

7. Dem Artikel 46 wird folgender Absatz angefügt: 

„Ab 2012 wird eine Revisionsklausel für die gemäß den 
Artikeln 39, 40 und 47 der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 für einen Zeitraum von fünf bis sieben 
Jahren eingegangenen Verpflichtungen vorgesehen, die 
über das Ende des laufenden Programmplanungszeitraums 
hinausgehen, um ihre Anpassung an den Rechtsrahmen für 
den folgenden Programmplanungszeitraum zu ermöglichen. 
Die Mitgliedstaaten können jedoch beschließen, bereits 
2011 eine solche Revisionsklausel einzuführen. Absatz 2 
gilt auch für den vorliegenden Absatz.“ 

8. Artikel 52 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 52 

(1) Was die in Artikel 51 der vorliegenden Verordnung 
genannten finanztechnischen Maßnahmen anbelangt, so 
enthält die Ausgabenerklärung an die Kommission im 
Sinne von Artikel 26 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung 
(EG) Nr. 1290/2005 die mit der Einrichtung solcher Fonds 
oder den Beiträgen hierzu zusammenhängenden Gesamt­
ausgaben. 

Bei Zahlung des Restbetrags und Abschluss des Entwick­
lungsprogramms für den ländlichen Raum gemäß 
Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 sind die 
zuschussfähigen Ausgaben jedoch der Gesamtbetrag 

a) aller aus jedem der betreffenden Fonds geleisteten Zah­
lungen für Investitionen in Unternehmen oder aller ge­
leisteten Sicherheiten, einschließlich der von Garantie­
fonds als Sicherheiten gebundenen Beträge, 

b) der zuschussfähigen Verwaltungskosten. 

Der anzuwendende Kofinanzierungssatz entspricht dem Ko­
finanzierungssatz der Maßnahme, zu dem der Fonds bei­
trägt. Trägt der Fonds zu mehreren Maßnahmen mit unter­
schiedlichen Kofinanzierungssätzen bei, so werden diese 
Sätze im Verhältnis zu den jeweiligen zuschussfähigen Aus­
gaben angewendet.
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Die Differenz zwischen dem gemäß Unterabsatz 1 tatsäch­
lich gezahlten ELER-Beitrag und den gemäß Unterabsatz 2 
Buchstaben a und b zuschussfähigen Ausgaben wird im 
Rahmen der Jahresabrechnungen des letzten Jahrs der Pro­
grammdurchführung verrechnet. Diese Abrechnungen ent­
halten die erforderlichen detaillierten Finanzdaten. 

(2) Kofinanziert der ELER Vorhaben, die Mittel für zu­
rückzahlbare Investitionen aus Garantiefonds gemäß 
Artikel 50 der vorliegenden Verordnung umfassen, so 
wird eine angemessene Ex-ante-Bewertung der voraussicht­
lichen Verluste vorgenommen, wobei der aktuellen Markt­
praxis Rechnung getragen wird, die bei ähnlichen Vorhaben 
gilt, die für die betreffende Art Investition und den betref­
fenden Markt durchgeführt werden. Sofern die Entwicklung 
der Marktbedingungen dies rechtfertigt, können die voraus­
sichtlichen Verluste neu bewertet werden. Diese Bewertung 
muss in den finanziellen Mitteln zum Ausdruck kommen, 
die gebunden wurden, um die Sicherheiten einlösen zu 
können. 

(3) Mittel, die während des Programmplanungszeitraums 
aus Investitionen aus Fonds in das Vorhaben zurückgeführt 
werden oder die übrig bleiben, nachdem alle Sicherheiten 
eingelöst wurden, werden vom Fonds nach Maßgabe der 
Finanzierungsvereinbarung gemäß Artikel 51 Absatz 6 
der vorliegenden Verordnung wiederverwendet oder im 
Rahmen der Jahresabrechnungen verrechnet. Nach Ablauf 
der Förderfähigkeit des Entwicklungsprogramms für den 
ländlichen Raum werden Mittel, die aus Investitionen aus 
Fonds in das Vorhaben zurückgeführt werden oder die üb­
rig bleiben, nachdem alle Sicherheiten eingelöst wurden, 
von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten zuguns­
ten von Einzelunternehmen wieder verwendet. 

Der Zinsertrag der Zahlungen von Entwicklungsprogram­
men für den ländlichen Raum in Fonds wird gemäß 
Unterabsatz 1 verwendet.“ 

9. Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitgliedstaaten können gegebenenfalls die Höhe der 
Beihilfe gemäß den Artikeln 27, 31, 37 bis 41 und 43 
bis 49 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 auf der Grund­
lage von Standardkosten und Standardannahmen für Ein­
kommensverluste festlegen.“ 

10. In Artikel 54 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält der Eingangs­
satz folgende Fassung: 

„Beiträge eines öffentlichen oder privaten Begünstigten in 
Form von Sachleistungen, d. h. die Bereitstellung von Gü­

tern oder Dienstleistungen, für die keine durch Rechnungen 
oder gleichwertige Belege bescheinigte Barzahlung erfolgt, 
können zuschussfähige Ausgaben sein, sofern“. 

11. Artikel 55 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben 
kann für den Erwerb von Produktionsrechten, Zahlungs­
ansprüchen, Tieren, einjährigen Pflanzen und deren An­
pflanzung keine Investitionsbeihilfe gewährt werden. 

Einfache Ersatzinvestitionen sind keine zuschussfähigen 
Ausgaben. 

Der Erwerb von Tieren und Ersatzinvestitionen zum Wie­
deraufbau von durch Naturkatastrophen geschädigten land­
wirtschaftlichen Potenzials gemäß Artikel 20 Buchstabe b 
Ziffer vi der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 kann jedoch 
eine zuschussfähige Ausgabe sein.“ 

12. Artikel 56 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 56 

(1) Abweichend von Artikel 24 Absatz 6 der Verord­
nung (EG) Nr. 65/2011 können die Mitgliedstaaten Beihilfe­
empfänger im Rahmen der Investitionsmaßnahmen auf An­
trag einen Vorschuss zahlen. Für die Gewährung dieses 
Zuschusses kommen als öffentliche Beihilfeempfänger nur 
Kommunen und deren Verbände, Regionalbehörden sowie 
öffentlich-rechtliche Einrichtungen in Betracht. 

(2) Der Vorschuss darf 50 % der sich auf die Investition 
beziehenden öffentlichen Beihilfe nicht überschreiten und 
wird erst nach Leistung einer Banksicherheit oder einer 
entsprechenden Sicherheit in Höhe von 110 % des Vor­
schussbetrags gezahlt. 

Ein Instrument, das von einer Behörde selbst als Bürgschaft 
bereitgestellt wird, ist als einer in Unterabsatz 1 genannten 
Sicherheit gleichwertig zu betrachten, sofern sich diese Be­
hörde verpflichtet, den durch die Sicherheit gedeckten Be­
trag zu leisten, wenn festgestellt wird, dass kein Anspruch 
auf den gezahlten Vorschuss bestand. 

(3) Die Sicherheit kann freigegeben werden, wenn die 
zuständiger Zahlstelle feststellt, dass der Betrag der tatsäch­
lichen Ausgaben, die der öffentlichen Beihilfe für die Inves­
tition entsprechen, den Vorschussbetrag überschreitet.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Für Artikel 56 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 findet Artikel 1 Nummer 12 ab 
dem 1. Januar 2011 Anwendung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 14. Juli 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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